t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7103071/2017

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die RichterinRi in der Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf]-
Adr*** (iber die Beschwerde vom 21. Dezember 2016 gegen den Bescheid des Finanzamtes
Hollabrunn Korneuburg Tulln vom 28. November 2016 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2015, Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemals § 279 BAO Folge gegeben.
Der angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem als Beilage
angeschlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches
dieses Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

In seiner Einkommensteuererklarung fiir das Jahr 2015 beantragte der Beschwerdefiihrer (Bf.)
die Bericksichtigung des sogenannten Vertreterpauschales.

Dieses Vertreterpauschale wurde im Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2015 mit
folgender Begriindung nicht berlicksichtigt:

,Gemdfs § 17 Abs. 6 EStG 1988 i.V.m. § 1 Z9 der Verordnung (iber Durchschnittssdtze fiir
Werbungskosten steht das so genannte Vertreterpauschale nur jenen Arbeitnehmern zu, die
ausschliefSlich eine Vertretertdtigkeit ausiiben.
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Vertreter sind nach (ibereinstimmender Lehre Personen, die regelmdfSig im Aufsendienst zum
Zwecke der Anbahnung und des Abschlusses von Geschdften und zur Kundenbetreuung tétig
sind. Eine andere Tdtigkeit, deren vorrangiges Ziel nicht die Herbeifiihrung von
Geschdftsabschliissen ist, zéhlt nicht als Vertretertdtigkeit, auch wenn diese im AufSendienst
erbracht wird (z.B. Kontroll- oder Inkassotdtigkeit, siehe z.B. UFS GZ RV/2265-W/05 vom
14.01.2009, RV/0463-G/08 vom 19.02.2009). Vorrangiges Ziel einer Vertretertdtigkeit ist die
Akquisition (Erlangung und Abschluss) von Auftrédgen. Typisch fiir die Berufsgruppe der
,Vertreter" ist, dass die Geschdftsabschliisse selbst getdtigt werden, andernfalls steht das
Vertreterpauschale nicht zu (vgl. UFSL 09.11.2005, RV/0391-L/04 und UFSL 23.03.2006,
RV/0944-1/04 zum Immobilienmakler).

Ein Vertreter hat typischerweise einen grofsen potentiellen Kundenkreis, wobei er versucht,
zahlreiche Geschdftsabschliisse zu tétigen. Dies bedingt zahlreiche Kundenbesuche, Gesprdche
und Telefonate etc. Als Nebenprodukt ist auch die Kundenbetreuung zu nennen, denn die
Zufriedenheit der Kunden fiihrt méglicherweise zu Vertragsverldngerungen und weiteren
Abschliissen. Kundenbetreuung als Nebenprodukt ist unschddlich.

Der Vertretertdtigkeit fiir den Verkauf von Waren ist es gleichzuhalten, wenn Rechtsgeschdfte
liber Dienstleistungen im Namen und fiir Rechnung des Arbeitgebers abgeschlossen werden.
Aus den vorgelegten Unterlagen geht jedoch nicht hervor, dass der Beschwerdefiihrer
selbststdndig Vertrége abschliefSst. Vielmehr gehen die Titigkeiten des Abgabepflichtigen liber
die eines typischen Vertreters hinaus. Im Vordergrund stehen die Kundenbetreuung und
organisatorische Aufgaben, aber nicht der Verkauf von Produkten. Die Titigkeit mag wohl der
Anbahnung und Geschdftsabschliissen dienlich sein, doch stellt sich dies angesichts der obigen
Ausfiihrungen eher als ,,Nebenprodukt" dar. Eine andere Tétigkeit als die Vertretertdtigkeit darf
laut VWGH-Entscheidung vom 24.02.2005, GZ 2003/15/0044 nur in véllig untergeordnetem
AusmafS ausgelibt werden. Im gegenstdndlichen Fall stellt sich allerdings (genau umgekehrt)
die ,,Vertretertdtigkeit" als untergeordnet dar. Dass liberwiegend AufSendiensttdtigkeit (iiber 50
%) gegeben sei, wird nicht bestritten, die Nichtanerkennung der Vertreterpauschale griindet
sich aber darauf, dass de facto keine Vertretertdtigkeit im Sinne der anzuwendenden
Verordnung zum § 17 EStG 1988 ausgelibt wurde.

Im Ubrigen wird auf weitere Entscheidungen des UFS in dhnlich gelagerten Fillen verwiesen,
die ebenfalls abschldgig entschieden wurden: UFS GZ RV/3581-W/07 vom 15.05.2008 (Account
Manager) und RV/3764-W/09 vom 23.04.2010 und UFSL RV/0727-L/09 vom 22.08.2012
(technischer Berater).

Eventuelle Fehlentscheidungen in den Vorjahren haben keine Rechtsverbindlichkeit fiir die
Folgejahre.”

Dagegen brachte der Bf. eine Beschwerde mit folgender Begriindung ein:
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,Zu meinem Antrag vom 18.04.2016 wurde ich mittels lhrem Schreiben vom 06.09.2016
ersucht, Unterlagen zu meiner T¢itigkeit nachzureichen. Dieses habe ich unmittelbar nach lhrem
Ersuchen um Ergéinzung anhand der Dienstgeberbestitigung getan.

Mittels Ihres Schreibens vom 8. November 2016 wurde ich aufgefordert, bis zum 29. November
2016 weitere Unterlagen nachzureichen, die meine Tdtigkeit als Vertreter im AufSendienst
nachweisen, womit meine Inanspruchnahme des Vertreterpauschales bei der AN-Veranlagung
korrekt erfolgt sei.

Nachdem ich zu diesem Schreiben eine Riickfrage beziiglich der angefiihrten
Geschdftsabschlussbefugnis hatte, habe ich telefonisch mit Frau ***1*** Kontakt
aufgenommen. In diesem Gespréch wurde mir sinngemdf$ mitgeteilt, dass sich diese
ausschliefSlich anhand der von mir getdétigten Unterschriften auf Geschdftsvertrdgen bestdtigen
wiirde. Mit dieser Argumentation habe ich meinen Dienstgeber konfrontiert; diese ergab auch
ftir meinen Dienstgeber Fragen, die man gerne telefonisch gekldrt hditte.

Das Personalbiiro meines Arbeitgebers, die Firma ***2*** hat Ihnen dann am 28.11. 2016
mittels elektronischer Nachricht die geforderten Daten (Umsatzzahlen,
Geschdftsabschlussvorgaben des Konzerns) bzw. div. Unterlagen wie Dienstvertrag und
Stellenbeschreibung libermittelt, nachdem eine mehrmalige telefonische Kontaktaufnahme mit
der zustdndigen Sachbearbeiterin — Frau ***1*** - nicht méglich war.

Diese Unterlagen wurden in Ihrer Bescheidbegriindung liberhaupt nicht bzw. nicht ausreichend
beriicksichtigt und zwar aus folgendem Grund:

Vertretertdtigkeit

In Ihrer Bescheidbegriindung (Pkt. 2 und Pkt. 5) fiihren Sie an, dass Vertretertdtigkeit u.a. die
Anbahnung und den Abschluss von Geschdiften voraussetzt.

In der vom Personalbliro der Firma ***3*** (ibermittelten Stellenbeschreibung werden
sdmtliche die Berufsausiibung betreffenden Tdtigkeiten aufgelistet. Fiir die Tdtigkeit als
Verkaufsaufsendienstmitarbeiter weisen, neben der Tétigkeitsbezeichnung selbst (Verkauf!),
u.a. bereits folgende Vorgaben auf eine klassische Vertretertdtigkeit hin:

- Pkt. 2 - Verantwortlichkeit fiir Auftragseingang. Umsatz und Margenentwickluna
- Pkt. 3 - Umsetzung der jeweils gliltigen GXA Verkaufsstrateaie

- Pkt. 4 - Bedarfserfassung fliir alle Produktbereiche

- Pkt. 5 -Ausbauen des Produktanaebotes bei bestehenden Kunden

- Pkt. 6 - Neukundenakquisition
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All diese o.a. Punkte aus dem Anforderungsprofil weisen unmissverstdndlich darauf hin, dass als
vorrangiges Ziel der Verkauf von firmeneigenen Produkten steht. Die Kundenbetreuung und
andere erforderlichen organisatorische Aufgaben sind fiir die Tdtigkeit zwar auch wichtig,
stehen aber nicht im Vordergrund. Vielmehr wird von einem VerkaufsaufSendienstmitarbeiter
sogar erwartet, dass dieser Geschdfte abschliefst, um so den Umsatz und die Margen
(Umsatzverantwortlichkeit) im zugeteilten Verkaufsbereich zu erreichen.

Die Produkte der ***2*** (z.B. Sensoren zur Verkehrsiiberwachung oder zur Uberwachung von
Exponaten bei Ausstellungen/Museen u.v.m.), die der Konzern weltweit vertreibt, sind vielseitig
einsetzbar, sodass sich meine Kundenakquisition liber mehrere Bundesldnder und verschiedene
Branchen erstreckt. Da diese Erzeugnisse dufSerst sensible (elektronische, sicherheitstechnische)
Produkte sind, miissen sie sich exakt in den jeweiligen komplexen Betriebsablauf des Kunden
einfiigen, wodurch natiirlich eine entsprechende ,,Vorlaufzeit" beim Verkaufsgespréich
notwendig ist, bevor es zu einem Geschdftsabschluss kommt.

Wie vom Personalbiiro in einem separat beigefiigtem Schreiben auch bestdtigt wird, betrdgt
meine AufSendiensttdtigkeit im VerkaufsaufSendienst mehr als 75%.

Geschdftsabschlussberechtigung / Umsatz:

Im E-Mail der Personalabteilung vom 28. Nov. 2016 werden weiters auch meine direkten
Umsatzzahlen bekanntgegeben:

2015: rd. 2,4 Mio Umsatz und 2016: rd. 2,3 Mio Umsatz

Dieser Umsatz ist nur durch einen Geschdftsabschluss beim Kunden zu erreichen. Jeder dieser
Abschliisse muss aber in der Endausfertigung den Unternehmensrichtlinien entsprechen und
unterschrieben sein. Zu einer rechtsverbindlichen Unterschriftsleistung gemdfs den
Konzernbestimmungen bzw. der Eintragung im Firmenbuch bin ich nicht berechtigt - siehe auch
dazu Brief der Personalabteilung.

Ergdnzend sei darauf hingewiesen, dass ein Vertragsabschluss (=Willensiibereinkunft!) gem.
Vertragsrecht auch miindlich erfolgen kann und im Zuge meiner Verkaufstdtigkeit im Vorfeld
auch so erfolgt. Im Geschdiftsleben hat sich aber u.a. der Dokumentation wegen die Schriftform
etabliert.

Ich sehe mich daher sehr wohl als der in der Bescheidbegriindung beschriebene typische
Vertreter, mit einem potentiellen Kundenkreis und dem vorrangigen Ziel, zahlreiche
Geschdftsabschliisse zu tdtigen und stelle den Antrag auf Zuerkennung des Vertreterpauschales
bei der Arbeitnehmerveranlagung 2015.“

Die abweisende Beschwerdevorentscheidung wurde wie folgt begriindet:
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»Vorrangiges Ziel einer Vertretertdtigkeit ist die Akquisition (Erlangung und ABSCHLUSS) von
Auftrégen. Typisch fiir die Berufsgruppe der ,,Vertreter" ist, dass die GESCHAFTSABSCHLUSSE
SELBST GETATIGT werden; andernfalls steht das Vertreterpauschale nicht zu (vgl. UFSL
09.11.2005, RV/0391-1704 und UFSL 23.03.2006, RV/0944-L/04).

lhre Tdtigkeit féllt laut vorgelegten Unterlagen (Stellenbeschreibung, Dienstvertrag etc.), die
eingehend (iberpriift wurden, nicht in die Gruppe der Vertreter gemdf$ § 1 Z 9 der Verordnung
des BMIF (iber die Aufstellung von Durchschnittssétzen fiir Werbungskosten von Angehdérigen
bestimmter Berufsgruppen. lhre Tétigkeit mag wohl der Anbahnung und Geschdftsabschliissen
dienlich sein, jedoch schliefSen Sie nicht im Namen und fiir Rechnung lhres Arbeitgebers
Geschdifte ab, vielmehr erfolgt der Geschdftsabschluss zwischen den jeweiligen
Vertragspartnern (Kunde einerseits und Prokurist, Geschdftsfiihrer andererseits).

Es steht aufSer Streit, dass Sie liberwiegend im AufSendienst téitig sind; die Nichtanerkennung
der Vertreterpauschale griindet sich aber darauf, dass de facto mangels
Vertragsabschlussbefugnis keine Vertretertdtigkeit im Sinne der anzuwendenden Verordnung
zum § 17 EStG 1988 ausgelibt wurde. Aus welchen Griinden Sie nicht zu Vertragsabschliissen
befugt sind, ist fiir die Abgabenbehdérde nicht von Relevanz.

Zur néheren Begriindung wird auch auf die ausfiihrlichen Ausfiihrungen im Erstbescheid vom
28.11.2016 verwiesen.”

Dagegen brachte der Bf. einen Vorlageantrag mit folgender Begriindung ein:

,Die Beschwerdevorentscheidung nimmt nahezu keinen Bezug auf die wesentlichen in meiner
Beschwerde angefiihrten Punkte. Vielmehr wird wieder auf die ausfiihrlichen Verweise des
Erstbescheides verwiesen. Diese mégen ausfiihrlich sein, jedoch sind die darin beschiedenen
Tdtigkeiten in keinster Weise mit meiner Tdtigkeit zu vergleichen.

In der Begriindung der Beschwerdevorentscheidung vom 5. Jinner 2017 wird angefiihrt, dass
die Geschdftsabschliisse nicht selbst getdtigt wiirden und mir somit das Vertreterpauschale
nicht zustiinde. Es wird in diesem Schreiben seitens der Behérde zwar festgestellt, dass meine
, Tdtigkeit der Anbahnung und Geschdftsabschliissen dienlich sein", ich aber nicht im Namen
und fiir Rechnung meines Arbeitgeber Geschdfte abschliefSe, vielmehr erfolge der
Geschdftsabschluss zwischen den jeweiligen Vertragspartnern (Kunde einerseits und Prokurist,
Geschdftsfiihrer andererseits).

Dazu mdéchte ich anmerken, dass ich in meiner Beschwerde vom 28.11.2016 angefiihrt habe,
dass ich zu einer Unterschriftsleistung gemdf3 den Konzernrichtlinien bzw. der Eintragungen im
Firmenbuch nicht berechtigt bin (rechtliche Komponente). Die Behérde knlipft aber anscheinend
eine Geschdiftsabschlussbefugnis an die Unterschriftsberechtigung.
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Ich méchte wie folgt auf BFG 26.8.2015, RV/5101010/2013 verweisen - ,Allein dass der
Beschwerdefiihrer nicht unmittelbar Geschdfte im Namen und fiir Rechnung seines
Arbeitgebers abschliefSen konnte, fiihrt noch nicht zur Aberkennung des begehrten
Vertreterpauschales. Wesentlich ist, dass der Beschwerdefiihrer wie ein Vertreter nach aufSen
hin aufgetreten ist und den Verkauf seines Produktes zumindest aktiv betrieben bzw. vermittelt
hat.

Weiters sehe ich meine Vertretertdtigkeit auch noch mit folgenden Punkten begriindet:

1.) Gemdf meines Dienstvertrags unter § 1 wurde ich als Angestellter im Bereich Vertrieb /
Logistik angestellt. Der Aufgabenbereich umfasst: VertriebsaufSendienst im Bereich
Logistik(automation) Osterreich - Gebiet Ost/Siid. Auf Verlangen des Arbeitgebers kann das
Arbeits- und Vertriebsgebiet veréindert werden. Dienstvertrag liegt der Behérde vor.
(Anmerkung: Mein Betriebsgebiet wurde zwischenzeitlich um den Bereich ,Osterreich Mitte und
West" erweitert und umfasst so das gesamte Bundesgebiet)

Zu den Bereichen sei ergdnzend erkldrt, dass der Konzern operativ in drei Bereiche gegliedert
ist; Prozessautomation, Fabrikautomation und Logistikautomation. Diese Einteilung ist den
unterschiedlichen Kundenanforderungen und Téitigkeitsbereichen der jeweiligen Kunden
geschuldet.

2.) Laut meinem Dienstvertraq werden unter § 3 neben dem monatlichen Bruttogehalt auch ein
Fixum und Prdmien vereinbart.

In Absatz 1 steht u.a.: , Eine leistungsbezogene variable Komponente in der Héhe von jéhrlich
einmalig brutto EUR 10.000,00 ist bei 100% Zielerreichung vereinbart. Fiir die Berechnung der
variablen Komponente wird eine gesonderte Zielvereinbarunqg mit dem Dienstnehmer
abgeschlossen.”

Und weiters: ,,Flir das Jahr 2015 wird eine Fixprovision in der Héhe von EUR 5.833,31 (7/12)

vereinbart."

In der Berufungsentscheidung vom UFSW 23.1.2009/RV/2876-W/08 ist festgehalten: , Ein
Merkmal der Vertretertiitigkeit sei u.a. auch die Entlohnungsmodalitéit. So werde bei Personen,
die fiir eine Vertretertdtigkeit eingesetzt seien, iiblicherweise ein Fixum sowie Provisionen und
Prdmien vereinbart. Weiters seien liblicherweise Zielvorgaben und Zielvereinbaren im
Dienstvertrag geregelt."

3.) In der Stellenbeschreibung meines Arbeitgebers (liegt der Behérde ebenfalls vor) wird meine
Position als ,,VerkaufsaufSendienst" bezeichnet, mit der Vorgabe, ,im Rahmen der ***3***.
Verkaufspolitik die Marktanteile insbesondere im eigenen Kundenbereich und Verkaufsgebiet
auf rentable Art und Weise zu entwickeln".
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Hauptaufgaben:
- Betreuung der Kunden im zugeordneten Verkaufsgebiet
- Verantwortlich fiir Auftragseingang, Umsatz und Margenentwicklung
- Umsetzung der jeweils giiltigen GXA Verkaufsstrategie
- Bedarfserfassung fiir alle Produktbereiche
- Ausbauen des ***3*** produktangebotes bei den bestehenden Kunden
- Neukundenakquisition
- Kommunikation: Informationsaustausch zwischen Kunden und internen Funktionen
- Klérung und Koordination von Kundenanfragen in Abstimmung mit internen
Funktionen
- Erstellen eines Monatsberichtes
- Infoveranstaltungen: Unterstiitzung der Kundenveranstaltungen, Préisentieren von
Produkten bei Events
- Kontaktpflege mit Kunden
- Aufbau von Branchen Know-How in den zu betreuenden Branchen
- aktive Nutzung des CRM
- Besuchsplanung unter Betrachtung von Potential und Segmentierung
(A/B/C-Kunden

Anmerkung: es befindet sich in dieser Stellenbeschreibung bspw. keinerlei Hinweis auf eine
Kontroll- oder Inkassotdtigkeit, was der Zuerkennung einer Vertreterpauschale abtréglich wdre
(Verweis aus Erstbescheid). Vielmehr ist das Hauptaugenmerk auf das , Stdndige Betraut-Sein"
mit der Vermittlung und/oder dem Geschdftsabschluss gerichtet, mit allen damit verbundenen
notwendigen Nebenaktivitdten.

Verweis auf BFG 26.8.2015, RV/5101010/2013: ,Nach iibereinstimmender Lehre
(Hofstdtter/Reichel, Die Einkommensteuer- Kommentar, Tz 6 und § 17), Judikatur (vgl. VWGH
9.11.1983, 82/13/0146), Verwaltungsiibung (LStRL Rz 406) und Entscheidungspraxis (vgl. UFS
20.7.2014 RV/0173-1/03, UFS 25.2.2008, RV//0392-1/06) sind Vertreter Personen, die im
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Aufiendienst zum Zwecke der Anbahnung und des Abschlusses von Geschdiften und zur
Kundenbetreuung tdtig sind, wobei natiirlich auch das sich aus dem beschriebenen
Sprachgebrauch ergebende Kriterium des , sténdigen Betraut-Seins" mit der Vermittlung
und/oder dem Geschdftsabschluss erfiillt sein muss (vgl. UFS 9.11.2005, RV/0391-L04; UFS
23.3.2006, RV//0944-U04, wonach dies bei Immobilienmaklern nicht der Fall ist)."

4.) In einem weiteren Punkt der Stellenbeschreibung wird auf die Umsatzverantwortlichkeit fiir
diese Position hingewiesen.

Anmerkung: Mit separatem Schreiben der Firma ***3*** (liegt der Behérde vor) wird der von
mir erwirtschaftete Umsatz fiir das Jahr 2015 mit rd. 2,4 Mio EUR und fiir das Jahr 2016 mit rd.
2.3 Mio EUR beziffert.

5.) Weiters liegt eine Bestditigung des Arbeitgebers vom 7.1.2016 vor (wurde ebenfalls der
Behorde iibermittelt), dass mehr als 75% meiner Tdtigkeit auf den AufSendienst entfallen. In
dieser Bestdtigung wird auch wieder meine Vertretertdtigkeit angefiihrt (Anbahnung und
Abschluss von Geschdften und Kundenbetreuung).

6.) In einem separaten Schreiben der Firma ***3*** yom 28.11.2016 werden die
Konzernrichtlinien fiir eine rechtsverbindliche Unterschriftsleistung bekanntgegeben. In diesem
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass ein Vertrag erst vom AufSendienstmitarbeiter
freigegeben werden muss, bevor er dem Zeichnungsberechtigten zur Unterschrift vorgelegt
werden kann; d.h. der Auftrag wurde von mir abgeschlossen (fiir den Kunden bereits
verbindlich), die Bestellung von mir nochmals gepriift und wird dann von mir fiir die weitere
vertragliche Ausfertigung freigegeben.

Anmerkung: Verweis auf § 883 ABGB: , Ein Vertrag kann miindlich oder schriftlich, vor Gericht
oder aufierhalb desselben, mit oder ohne Zeugen errichtet werden. Diese Verschiedenheit der
Form macht, aufSer den im Gesetz bestimmten Fdillen, in Ansehung der Verbindlichkeit keinen
Unterschied.

Dazu kann auch nachgelesen werden in der Landwirtschaftskammer O.0. - Recht von Dr. Franz
Staudinger vom 18.2.2014: ,,Rein rechtlich ist die Lage eindeutig:

Grundsdtzlich kénnen Kauf- und Werkvertridge (und auch fast alle iibrigen Vertrége) formfrei
abgeschlossen werden. Das heifst, dass auch miindliche Vertréige giiltig sind.

Rechtliche Durchsetzung von miindlichen Zusagen ist risikoreich. Dr. Staudinger empfiehlt
daher, den Vertragsinhalt schriftlich festzuhalten oder zu iibermitteln.

Zur besseren Veranschaulichung gebe ich nachstehend die Chronologie eines Auftrages als
Beispiel bekannt:
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Mein Arbeitgeber ist ein weltweit agierender Konzern in der Automatisierungstechnik und
Systemanbieter im Sensorikbereich. Die Produktpalette umfasst u.a. Lichtgitter,
Distanzsensoren, Lichtschranken, LasermefStechnik, Néherungssensoren, Verkehrssensoren u.d.

Ich bin im Bereich der Logistikautomation speziell fiir die Branchen ,,Building" und , Traffic"
vertriebsmdfSig zustdndig. Andere Mitarbeiter haben z.B. Branchen wie Automotive
(AutoZulieferindustrie, z.B. MAGNA,...) oder Oil&Gas (z.B. OMV,...)

Mein zu betreuendes Gebiet umfasst das gesamte Bundesgebiet Osterreichs. Da es sich hier um
doch sehr spezifische Produkte handelt, ist der Kundenbereich eher nicht bei , Kleinfirmen" zu
suchen, sondern bei namhaften Unternehmen wie z.B. ASFINAG (Verkauf von Messgerditen zur
Erfassung der Luftgiite in Tunneln), Osterr. POST AG (Volumsvermessungssysteme), SIEMENS
(Verkauf von Gerdten zur Erfassung bei Durchdringung der AufSenhaut von Gebduden), Museen
(Exponatensicherung) um nur einige Beispiele zu nennen. Entsprechend unterschiedlich hoch
kénnen auch die Auftragssummen sein und entsprechend ,,wasserdicht" miissen auch die
Vertréige ausgearbeitet werden (Haftungsfragen, Gewdhrleistungsfristen u.d.)

Die von mir verkauften Produkte sind vielseitig einsetzbar und werden zur Sicherung,
Vermessung, Kontrolle, Optimierung usw. von diversen Betriebsabldufen verwendet (siehe dazu
oben erwdhnte Beispiele). Mein Verkaufsgespréich muss flexibel verlaufen, d.h. ich muss mich
den Bediirfnissen des Kunden vor Ort anpassen kénnen (z.B. wieviele Lichtschranken, Sensoren
sind notwendig, an welchen Position wird die beste Kontrolle ermdéglicht, wo/wann soll Alarm
ausgelést werden. Welche Produkte oder Technologie bietet die Konkurrenz usw.).

Der beispielhafte Ablauf eines Geschdftsfalles im Normalfall:
1. Schritt - Kontaktaufnahme. Produkte vorstellen. L6sungen anbieten:

Meist erhalte ich von meinem Vorgesetzten - z.B. auf Grund von aktuell durchgefiihrten
Marketingaktionen / Erhebungen - die entsprechenden Adressen von potentiellen Kunden, um
diese zu kontaktieren und erste Kontakte zu kniipfen, bzw. Interesse an unseren Produkten zu
erwecken. Ich erhalte aber auch Adressen von bestehenden Kunden oder von Kollegen (,,schau
dort einmal vorbei"). Daraus ergibt sich u.a. meine Besuchsplanung.

Ich versuche dann schon im Vorfeld, soviel Informationen wie méglich einzuholen, um mit
mayfSgeschneiderten Produkten oder Lésungsvorschldgen von ***3*** pereijts beim 1. Besuch so
viele Kundenwiinsche wie méglich abdecken zu kénnen. Auch habe ich Produktkataloge sowie
Prdsentationsmaterial dabei, um dem Kunden auch das zu kaufende Produkt in natura zeigen
zu kénnen oder den Einsatz auf meinem Laptop zeigen zu kénnen.

Dabei ist es ebenso wichtig, die Technologien und Produkte des Mitbewerbers zu kennen, um
ein gezieltes Verkaufsgesprdich fiihren zu kénnen. Meist bedarf es mehrerer Besuche vor Ort,
um den Kundenwiinschen gerecht zu werden.
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2. Schritt - schriftliches Angebot mit Auftragssumme und den (iblichen Vertragsbedingungen:
Im Anschluss an den Kundenbesuch wird von mir - meist noch im Hotelzimmer, da ich immer
versuche, bei einer Reise mehrere im Nahbereich liegende Kunden zu kontaktieren - (ansonsten
in meinem Home-Office) eine Bedarfsliste, ein Offertentwurf erstellt und an die
Auftragsabteilung meines Dienstgebers weitergeleitet, die nun ein Offert gemdfS der
Konzernrichtlinien erstellt. D.h. bis zu einer bestimmten Auftragssumme geht das (iber ein SAP-
System erstellte Offert automatisch auch ohne Unterschrift an den Kunden, nur wenn die
Auftragssumme eine bestimmte Héhe liberschreitet, wird das Angebot zuerst ausgedruckt, dem
zustdndigen Vorgesetzten zur Unterschrift vorgelegt, dann eingescannt und erst dann an den
Kunden weitergeleitet. Eine Kopie des Angebotes ergeht natiirlich auch an mich.

Bevor ich nun mit diesem Angebot wieder zum Kunden fahre, hole ich mir von meinem
Vorgesetzten noch ein entsprechendes Pouvoir (It. Duden ,,Handlungs-Verhandlungsvollmacht")
fiir die anstehenden Verhandlungen; z.B. wieviel Rabatt/Nachlass darf ich geben, welche
Zusatzleistungen kann ich u.U. anbieten, was sind die besonderen Vorteile gegentiber den
Mitbewerbern; wie schaut es mit Haftung/Gewdhrleistung etc. aus.

Als Angestellter bin ich weisungsgebunden und ich hole mir daher die entsprechenden
Rahmenbedingungen von der Geschdftsleitung und/oder interner Rechtsabteilung, damit ich
beim Kunden einen eigenen Verhandlungsspielraum habe.

3. Schritt - Vertragsvorverhandlungen mit dem Ziel des Geschdftsabschlusses (miindlich)
Ausgestattet mit diesen Verhandlungsbefugnissen werde ich neuerlich beim Kunden vorstellig.
Bei dem neuerlichen Verkaufsgesprich mit dem Kunden wird nun unter anderem auch auf die
Details des Vertrages eingegangen (Haftungsfragen, Zeitpunkt der

Montage/Installation u.v.m.) und eventuelle Anderungen werden neu verhandelt.

Ist der Auftrag fiir beide Seiten zufriedenstellend ausverhandelt, setzt der Kunde eine
schriftliche Bestellung auf und schickt diese fiir ihn verbindliche Bestellung an eine eigene
Abteilung der Firma ***3*** ( Auftragsbearbeitung").

Anmerkung: Der Kunde hat selbst meist auf Formvorschriften seines eigenen Unternehmens zu
achten, sodass die Bestellung iiber seine EDV erstellt, ausgedruckt, mit der entsprechenden
Unterschrift versehen, eingescannt und dann an die , Bestellabteilung" meiner Firma geschickt

wird.

Eine Kopie der Bestellung ergeht wieder an mich. Es kommt aber auch vor, dass der Kunde die
Bestellung direkt an mich sendet und ich sie dann an unsere Bestellabteilung weiterleite.

4. Schritt - Vertragserstellung nach Konzernrichtlinien:
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Nach Priifung der schriftlichen Bestellung durch mich wird diese Bestellung von mir freigeben.
Nun folgt die vertragliche Ausfertigung durch die Auftragsbearbeitung, um sie in weiterer Folge
dem/den entsprechenden Zeichnungsberechtigten (je nach Héhe der Auftragssumme sind das
Geschdiftsfiihrer und/oder Prokurist) zu Unterschrift vorzulegen.

Nach Vertragsausfertigung seitens der Firma ***3*** wird der Vertrag dem Kunden
lbermittelt. Fiir mich ist der Verkauf zu diesem Zeitpunkt abgeschlossen, die
Auftragsabwicklung erfolgt durch andere.

Ich habe erst wieder zu einem spditeren Zeitpunkt Kontakt mit dem Kunden, zwecks Ermittlung
der Kundenzufriedenheit (Kundenbetreuung, Kontaktpflege), im besten Fall wegen einem
Folgegeschdft.

5. Schritt - Terminplanung fiir neuen Auftrag/neuen Kunden

Da die Auftréige meist sehr hochpreisig sind, kann es sein, dass eine befriedigende Endlésung
erst in mehreren Schritten durchgefiihrt werden kann (Kunde hat meist auch nur ein
bestimmtes Budget monatlich/jéhrlich zur Verfiigung). Ich erkundige mich, fiir wann die
ndchsten Investitionen geplant sind und einen gezielten Kundenbesuch vorzumerken.

Die so von mir erzielten Auftréige bei den mir zugeordneten Kunden dienen in Summe am Ende
des Betrachtungszeitraumes (1 Jahr) fiir die Berechnung meiner Provision.

Sollte die Behérde noch weitere Unterlagen bzw. Daten benétigen, so werde ich sie — auf Grund
der im Dienstvertrag § 7 unterzeichneten Verschwiegenheitspflicht - gerne nach Riicksprache
mit der Firmenleitung zur Verfiigung stellen.”

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

A) Sachverhalt
Dem Erkenntnis wurde folgender Sachverhalt zugrunde gelegt:

Der Beschwerdefiihrer (Bf.) machte fiir das Jahr 2015 (analog zu den Vorjahren) das
Vertreterpauschale geltend. Dieses wurde ihm verwehrt. Dagegen richtete sich die
Beschwerde.

Gemal dem vorgelegten Angestelltendienstvertrag ist der Beschwerdefihrer fiir zahlreiche
Agenden zustandig. In der aktenkundigen Stellenbeschreibung seines Arbeitgebers wird seine
Position als ,VerkaufsaulRendienst" bezeichnet, mit der Vorgabe, ,im Rahmen der ***3***.
Verkaufspolitik die Marktanteile insbesondere im eigenen Kundenbereich und Verkaufsgebiet
auf rentable Art und Weise zu entwickeln".

Seine Hauptaufgaben sind:
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- Betreuung der Kunden im zugeordneten Verkaufsgebiet

- Verantwortlich fir Auftragseingang, Umsatz und Margenentwicklung

- Umsetzung der jeweils gliltigen GXA Verkaufsstrategie

- Bedarfserfassung fur alle Produktbereiche

- Ausbauen des ***3*** produktangebotes bei den bestehenden Kunden

- Neukundenakquisition

- Kommunikation: Informationsaustausch zwischen Kunden und internen Funktionen
- Klarung und Koordination von Kundenanfragen in Abstimmung mit internen
Funktionen

- Erstellen eines Monatsberichtes

- Infoveranstaltungen: Unterstlitzung der Kundenveranstaltungen, Prasentieren von
Produkten bei Events

- Kontaktpflege mit Kunden

- Aufbau von Branchen Know-How in den zu betreuenden Branchen

- aktive Nutzung des CRM

- Besuchsplanung unter Betrachtung von Potential und Segmentierung

(A/B/C-Kunden)

Bei entsprechenden Umsatzen erhalt der Beschwerdefiihrer zusatzlich zu einem Fixum auch

einen Provisionsanteil.

Zentrale Tatigkeit des Beschwerdefiihrers ist als die aktive Marktbearbeitung, wobei er auch

unmittelbar Kaufe fiir die jeweiligen Kunden vermittelt.

B) Rechtliche Wiirdigung:

GemaR § 17 Abs. 6 EStG 1988 kénnen vom Bundesminister flir Finanzen zur Ermittlung von

Werbungskosten Durchschnittssatze flir Werbungskosten im Verordnungswege flir bestimmte

Gruppen von Steuerpflichtigen nach den jeweiligen Erfahrungen der Praxis festgelegt werden.
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Gemal § 1 der Verordnung, BGBI 11 383/2001 wurden auf Grund des § 17 Abs. 6 EStG 1988 fur
nachstehend genannte Gruppen von Steuerpflichtigen anstelle des

Werbungskostenpauschbetrages gemals § 16 Abs. 3 EStG 1988 folgende Werbungskosten

festgelegt:

Z 9 Vertreter: 5 vH der Bemessungsgrundlage, hochstens € 2.190,00 jahrlich. Der Arbeitnehmer
muss ausschliellich Vertretertatigkeit austiben. Zur Vertretertatigkeit gehort sowohl die
Tatigkeit im AuRendienst als auch die fiir konkrete Auftrage erforderliche Tatigkeit im
Innendienst. Von der Gesamtarbeitszeit muss dabei mehr als die Halfte im
AuRendienstverbracht werden.

Bemessungsgrundlage fiir die Ermittlung der Pauschbetrage sind nach § 2 der Verordnung,
BGBI 11 383/2001, die Bruttobeziige abzlglich der steuerfreien Bezlige und abziglich der
sonstigen Bezlige, soweit diese nicht wie ein laufender Bezug nach dem Lohnsteuertarif zu
versteuern sind (Bruttobezlige gemaR Kennzahl 210 abziglich der Bezlige gemaR Kennzahlen
215 und 220 des amtlichen Lohnzettelvordruckes L 16). Die Berticksichtigung der
Pauschbetrage erfolgt im Jahresausgleichs- oder Veranlagungsverfahren bzw. im Wege eines
Freibetragsbescheides gemal § 63 EStG 1988.

Werden nach § 5 der Verordnung, BGBI 11 383/2001, die Pauschbetrage in Anspruch
genommen, dann kdnnen daneben keine anderen Werbungskosten aus dieser Tatigkeit
geltend gemacht werden.

Allgemeines zum Vertreter-Pauschale:
Oben genannte Verordnung enthalt keine bestimmte Definition des Begriffes "Vertreter".

Der Begriff des Vertreters ist nach dem Sprachgebrauch sowie nach der dazu entwickelten
Judikatur und Lehre zu bestimmen, da der Gesetzgeber weder den Begriff des "Vertreters"
noch der "ausschlieRRlichen Vertretertatigkeit" definiert hat (vgl. UFS 9.11.2005, RV/0391-L/04;
UFS 23.3.2006, RV/0944-L/04).

Nach Gablers Wirtschaftslexikon12, Seite 2473, wird als "Vertreter" im Allgemeinen eine
Person bezeichnet, die befugt ist, flir einen anderen rechtsgeschaftliche Erklarungen
abzugeben und/oder entgegenzunehmen, dies aufgrund gesetzlicher Vorschrift (gesetzlicher
Vertreter) oder zufolge der rechtsgeschéftlich erteilten Vollmacht (Stellvertretung, Vertretung).
Von der Berufsbezeichnung her umfasst die Berufsgruppe der "Vertreter" Personen, die
standig damit betraut sind, fir einen anderen Geschafte zu vermitteln und/oder in dessen
Namen abzuschlieBen. Bei selbstandiger Tatigkeit sind sie Handelsvertreter, sonst Angestellte.

Nach Gibereinstimmender Lehre (Hofstatter/Reichel, Die Einkommensteuer - Kommentar, Tz 6
zu § 17), Judikatur (vgl. VwGH 9.11.1983, 82/13/0146), Verwaltungsiibung (LStRL Rz 406) und
Entscheidungspraxis (vgl. UFS 20.7.2004, RV/0173-L/03,UFS 25.2.2008, RV/0392-1/06) sind
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Vertreter Personen, die im AulBendienst zum Zwecke der Anbahnung und des Abschlusses von
Geschaften und zur Kundenbetreuung tatig sind, wobei nattirlich auch das sich aus dem
beschriebenen Sprachgebrauch ergebende Kriterium des "standigen Betraut-Seins" mit der
Vermittlung und/oder dem Geschaftsabschluss erfiillt sein muss (vgl. UFS 9.11.2005, RV/0391-
L/04; UFS 23.3.2006, RV/0944-L/04,wonach dies bei Immobilienmaklern nicht der Fall ist). Eine
andere AuBendiensttatigkeit, deren vorrangiges Ziel nicht die Herbeiflihrung von
Geschaftsabschlissen ist, zahlt nicht als Vertretertatigkeit (z.B. Kontrolltatigkeit oder
Inkassotatigkeit). Vorrangiges Ziel einer Vertretertatigkeit ist die Akquisition (Erlangung und
Abschluss von Auftragen); hievon sind nur jene Vermittlungs- und Verkaufsfunktionen umfasst,
die Merkmale des Vertreterberufes sind (vgl. VWGH 9.11.1983, 82/13/0146).

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis VWGH 9.11.1983, 82/13/0146, unter
Hinweis auf sein Vorerkenntnis VwGH 10.3.1981, 2885/80, dargelegt, dass der Beruf des
Vertreters im Sinn der zu § 17 ergangenen Verordnung einen weit gezogenen Kreis von
Berufstatigen umfasst.

Es wiirde auch den Erfahrungen des taglichen Lebens und der Verkehrsauffassung
widersprechen, wenn Personen nur dann als Vertreter angesehen werden kénnen, wenn sie
ausschlieBlich mit dem auswartigen Kundenbesuch befasst sind. Vielmehr wird sich bei fast
allen Vertretern je nach den branchenbedingten Besonderheiten und der betriebsinternen
Organisation in mehr oder weniger zeitaufwendigem Umfang die Notwendigkeit einer Tatigkeit
im Innendienstergeben, ohne dass deshalb der grundsatzlich zum Kundenverkehr im
AuBendienst Angestellte seine Berufseigenschaft als Vertreter verliert. Dabei soll nicht jede im
AuBendienststattfindende Tatigkeit unter dem Begriff Vertretertatigkeit verstanden werden
(wie z.B. Kontroll-, Uberwachungs- oder Inkassotatigkeit), sondern nur jene Vermittlungs- und
Verkaufsfunktionen, die Merkmale des Vertreterberufes sind.

Wesentlich ist gegenstandlich, welche Tatigkeiten der Beschwerdefiihrer tatsachlich
Uberwiegen ausilibt. Wie bereits erwahnt, umfasst sein Aufgabengebiet ein Fiille von
Tatigkeiten.

Es ist die tatsdchliche Gestaltung der Tatigkeiten von Bedeutung. Hier finden sich im
Vorlageantrag wesentliche Hinweise. Diese Hinweise lassen nach Ansicht des
Bundesfinanzgerichts jedenfalls eine weitaus lGberwiegende Tatigkeit im AuRendienst im
Bereich der aktiven/offensiven Marktbearbeitung erkennen.

Die Darstellungen des Bf. weisen klar darauf hin, dass er seine Produkte anpreist und
verkaufen/vermitteln will.

Abgesehen vom Geschaftsabschluss weicht die Tatigkeit des Beschwerdefiihrers nicht von der
Tatigkeit eines herkdmmlichen Vertreters, welcher unmittelbar Produkte verkauft, ab.
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Auch der Beschwerdefiihrer ist im Wesentlichen im Auendienst dafiir da, die Produkte
anzupreisen und dafiir entstehen ihm auch Aufwendungen, welche durch das
Vertreterpauschale abgedeckt werden.

Dass diese Aufwendungen nicht unmittelbar nachzuweisen sind, liegt im Sinn dieser
Bestimmung.

Wenn ein Arbeitnehmer im Rahmen seines (den Innendienst Gberwiegenden) AulRendienstes
auch Tatigkeiten der Auftragsdurchfiihrung verrichtet, ist er dennoch als Vertreter tatig,
solange der Kundenverkehr in Form des Abschlusses von Geschaften im Namen und fir
Rechnung seines Arbeitgebers eindeutig im Vordergrund steht. MaRgeblich ist, ob der
AuBendienst vom Abschluss von Rechtsgeschaften gepragt ist (Jakom, EStG (2011), Tz 66 zu §
16) - Vermittlungs- und Verkaufsfunktionen.

Ein Vertreter hat typischerweise einen groRen potentiellen Kundenkreis, wobei er versucht,
zahlreiche Geschaftsabschlisse zu tatigen. Als Nebenprodukt ist auch die Kundenbetreuung zu
nennen, denn die Zufriedenheit der Kunden fiihrt moglicherweise zu Vertragsverlangerungen
und weiteren Abschliissen. Kundenbetreuung als Nebenprodukt ist unschadlich. Diese Art der
Vertretertatigkeit bedingt aber auch zahlreiche kleinere Aufwendungen wie Einladungen der
potentiellen Kunden, Geschenke, Telefongesprache von unterwegs etc., die durch das
Werbungskostenpauschale abgegolten werden sollen (vgl. UFS 29.11.2006, RV/1915-W/05,
UFS 15.5.2008, RV/3581-W/07).

Es erscheint jedenfalls glaubwiirdig anzunehmen, dass beim Beschwerdefiihrer auch derartige
Aufwendungen in gewissem Umfang auch tatsachlich angefallen sind.

Dass der Beschwerdefiihrer nicht zum Geschaftsabschluss ermachtigt war, schadet aufgrund
der Formulierung ,flr einen anderen Geschafte zu vermitteln und/oder in dessen Namen
abzuschlieBen” in der Definition des Vertreterberufes nach dem allgemeinen Sprachgebrauch
nicht, solange das Definitionsmerkmal des ,standig Betraut-Seins“ erfiillt ist (vgl. UFS

22.8.2012, RV/0727-L/09).

Auch das Prasentieren und Anbieten von Produkten sowie die Entgegennahme von
Bestellungen gilt nach ho. Ansicht als vertretertypische Tatigkeit (vgl. UFS 9.5.2012, RV/0582-
K/11). Die Produktberatung gehort sicherlich auch zu den wesentlichen Aufgaben eines
Vertreters (vgl. UFS 19.6.2012, RV/0449-1/10).

Das Hauptziel eines Vertreters muss es ja sein, das Interesse eines Kunden an einem
bestimmten Produkt zu wecken.

Kann der Beschwerdefiihrer das Interesse an seinem Produkt wecken, so wird der Kunde
allenfalls das Produkt kaufen (auch iber Vermittlung des Beschwerdefiihrers) und somit
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profitiert der Arbeitgeber des Beschwerdefiihrers und natiirlich auch er selbst in der Form,
dass er eine Provision erhalt und allenfalls, dass sein Arbeitsplatz gesichert ist.

Nach objektiver Wiirdigung samtlicher Beweisergebnisse war nach Ansicht des
Bundesfinanzgerichts jedenfalls davon auszugehen, dass - wie fiir die Gewahrung des
Vertreterpauschales gefordert - Anbahnung und Abschluss von Geschaften vorrangiges Ziel der
Tatigkeit des Beschwerdefiihrers ist.

Allfallige weitere Tatigkeiten in untergeordnetem Ausmald sind im Sinne der zitierten
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwWGH 24.2.2005, 2003/15/0044) fiir die
Annahme dieses Gesamtbildes einer typischen Vertretertatigkeit nicht schadlich.

Nach der Rechtsprechung des VWGH (vgl. VWGH 24.2.2005, 2003/15/0044) ist es fur die
Zuerkennung des Vertreterpauschales nicht schadlich, wenn im AulRendienst auch Tatigkeiten
der Auftragsdurchfiihrung verrichtet werden.

Die Prasentation bzw. auch die ,Einschulung” auf das Produkt des Arbeitgebers gehort somit
jedenfalls auch zu den Aufgaben eines Vertreters.

Dass der Beschwerdefiihrer nicht unmittelbar Geschafte im Namen und fir Rechnung seines
Arbeitgebers abschlieBen konnte, flihrt noch nicht zur Aberkennung des begehrten
Vertreterpauschales. Wesentlich ist, dass der Beschwerdefiihrer wie ein Vertreter nach aufien
hin aufgetreten ist und den Verkauf seines Produktes zumindest aktiv betrieben bzw.
vermittelt hat.

Genau so wird der , Vertreter” auch im Lexikon beschrieben:
,,... fur einen anderen Geschéafte zu vermitteln und/oder in dessen Namen abzuschlieRen ...“

Das Vertreterpauschale im Zusammenhang mit der fiir seine Arbeitgeber ausgelibten
Tatigkeiten war sohin aus den angefiihrten Erwdagungen anzuerkennen.

Zur Zul3@ssigkeit der Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsétzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Gegenstandlich kann weder die Losung einer Rechtfrage von grundsatzlicher Bedeutung noch
eine abweichende bzw. fehlende Rechtsprechung erkannt werden.
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Wien, am 18. Februar 2021

17 von 17



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Zur Zulässigkeit der Revision



